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in  zr 144/81 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

des Grundstückskaufmanns 
in Fa. E.A. W i 4 H  & Co.,

Beklagten und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

den Architekten Theo 
Zu den t

Kläger und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 

und Dr.



SJr

Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenuen Richter Prof. Dr. Nüßgens und 
die Richter Dr. G. Krohn, Kroner, Dr. Scholz-Hoppe 
und Dr. Halstenberg am 30. März 1982 gemäß § 554 b 
Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das Bundesverfas­
sungsgericht (Beschluß vom 11. Juni 1980 - 1 PBvU 1/79 - 
NJW 1981, 39)

beschlossen:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 8. Zivilsenats des Kammergerichts in 
Berlin vom 14. Juli 1981 - 8 U 940/81 - 
wird nicht angenommen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Revisions­
verfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

G r ü n d e

Die Annahme der Revision ist abzulehnen, da die 
Sache nicht von rechtsgrundsätzlicher Bedeutung ist 
(§ 554 b Abs. 1 ZPO) und die Revision im Endergebnis 
keine Aussicht auf Erfolg hat.

1• Die Sache wirft keine rechtsgrundsätzlichen Fra­
gen zu den Voraussetzungen des formfreien Garantie­
versprechens auf. Vielmehr hat die Rechtsprechung hier­
zu bereits feste Rechtsgrundsätze entwickelt, die auch hier 
Anwendung finden (vgl. BGH Urt. v. 28. Oktober 1954 - 
IV ZR 122/54 - LM BGB § 765 Nr. 1; v. 22. Februar 
1962 - VII ZR 262/60 - WM 1962, 576; v. 21. Februar 
1968 - Ib ZR 132/66 - WM 1968, 680).
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2. Die Revision hat auch im Endergebnis keine Aussicht 
auf Erfolg.

a) Die Revision rügt zu Unrecht, daß das Berufungs­
gericht den Inhalt der Verpflichtungserklärung des Be­
klagten nicht festgestellt habe. Tatsächlich hat das Be­
rufungsgericht für erwiesen angesehen, daß die Parteien 
eine Abrede dahin getroffen hätten, ”daß an den Kläger 
der Betrag von 140.975 DM zur Abgeltung etwaiger Honorar- 
ansprüche gezahlt wird, wobei dies in erster Linie durch 
die AIT erfolgen sollte, der Beklagte aber dafür gerade­
stehen wollte, daß der Kläger diesen Betrag auch dann er­
hielt, wenn die AIT die Zahlung nicht in der dafür vor­
gesehenen Frist erbrachte.”

b) Die Auslegung dieser Vereinbarung als Garantie­
vertrag läßt keine Rechtsfehler erkennen. Das Beru­
fungsgericht hat bei der Abgrenzung zur Bürgschaft zu­
treffend darauf abgestellt, daß der Beklagte aufgrund ei­
nes eigenen wirtschaftlichen Interesses an dem Leistungs­
erfolg mit einer eigenständigen Schuldverpflichtung für 
die Zahlung des vereinbarten Betrages einstehen wollte 
und daß - im Gegensatz zur Bürgschaft - das Bestehen ei­
ner Hauptverbindlichkeit für seine Schuld gerade nicht 
maßgeblich sein sollte. Angesichts dieser eindeutigen 
tatrichterlichen Feststellungen konnte das Berufungsge­
richt unbeachtet lassen, daß der Kläger in einem nach­
träglichen Schreiben die Bestätigung erbat, daß der Be­
klagte für den Vergleichsbetrag "bürge”, wenn die AIT 
nicht fristgerecht zahlen sollte. Bei so schwierig ab­
zugrenzenden Begriffen kommt nämlich dem von einem 
NichtJuristen gewählten Ausdruck ”bürgen” keine ent­
scheidende Bedeutung zu (vgl. BGH Urt. v. 28.Oktober 
1954 aaO). Ausschlaggebend ist vielmehr der vom Beru-
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fungsgericht festgestellte ErklärungsInhalt, der auf 
eine selbständige Schuldverpflichtung gerichtet ist,

c) Entgegen der Ansicht der Revision hat das Be­
rufungsgericht der Gerantieverpflichtung des Beklagten 
keine "falsche Hauptschuld" zugrunde gelegt, nämlich 
die Honorarverpflichtung anstatt der Verpflichtung aus 
dem Vergleich. Tatsächlich hat das Berufungsgericht 
ausdrücklich festgestellt, daß der Beklagte für die Er­
füllung der vergleichsweise übernommenen Zahlungsver­
pflichtung einstehen wollte. Die streitige Honorarver­
pflichtung hat das Berufungsgericht lediglich als Mo­
tiv für eine selbständige Verpflichtung des Beklagten 
herangezogen.

d) Das Berufungsgericht hat das eigene wirtschaft­
liche Interesse des Beklagten an der Erfüllung der 
Hauptverbindlichkeit auch nicht überbewertet, sondern 
nur als ein Indiz neben anderen für den Villen zur 
selbständigen Verpflichtung gewertet. Dies ist nicht zu 
beanstanden; denn gerade das eigene Interesse an der Be­
friedigung des Gläubigers kann zu dem Villen, die Zah­
lung auf .jeden Fall zu garantieren und eine eigene unab­
hängige Verpflichtung einzugehen, mit beitragen (vgl.
BGH Urt. v. 28. Oktober 1954 aaO).

e) Zu Unrecht beruft sich der Beklagte darauf, daß 
ein Interesse an einer eigenen Zahlung deshalb entfalle,
weil er dann aus dem bereits versteuerten Einkommen zah­
len müßte. Dieser Einwand greift nicht durch; denn bei 
einer Leistung als Bürge wäre dies auch der Fall, so daß 
dieser Gesichtspunkt nicht für die Übernahme einer Bürg­
schaft statt eines Garantieversprechens spricht.
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f) Die Annahme eines eigenen wirtschaftlichen In­
teresses des Beklagten an einer Abfindung des Klägers 
beruht auch nicht auf Verfahrensfehlern. Unstreitig 
hatte der Kläger auch gegenüber dem Beklagten seine 
weit höheren Honorarforderungen geltend gemacht und 
hatte in dem Vergleich auch ihm gegenüber auf weitere 
Forderungen verzichtet. Außerdem war es dem Beklagten 
nach seinem eigenen Vortrag äußerst unangenehm, daß der 
Kläger auch staatliche Stellen, mit denen er, der Be­
klagte, Geschäftsverbindungen pflegt, wegen der Hono- 
raransprüche behelligte. Hieraus ergibt sich ein eige­
nes wirtschaftliches Interesse des Beklagten an der 
Zufriedenstellung des Klägers, ohne daß es darauf an­
kommt, ob die HonorarenSprüche des Klägers begründet 
waren.

Zu Unrecht greift die Revision die Würdigung der 
Aussagen des Zeugen Kaiser an; denn die ihr beigelegte 
Bedeutung ist mit dem protokollierten Inhalt der Aussa­
ge vereinbar. Der Zusatz des Zeugen, daß offengeblieben 
sei, ob der Beklagte die Zahlung durch unmittelbare 
Leistung an den Kläger oder durch ein entsprechendes 
Darlehen an AIT sichern solle, bekräftigt wieder die Aus 
legung des Berufungsgerichts, daß der Beklagte in erster 
Linie den Zahlungserfolg garantieren wollte.



Das Berufungsgericht war schließlich auch berech­
tigt, das in der mündlichen Verhandlung überreichte 
Fernschreiben als verspätet zurückzuweisen, und brauch­
te es deshalb bei der Beweiswürdigung und der Prüfung 
einer erneuten Vernehmung der Zeugen nicht mehr zu be­
rücksichtigen.

Nüßgens Krohn Kroner

Scholz-Hoppe Halstenberg
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